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Lot - Leitung.
Im Kamps um ihren Fortbestand und z«r Berwahruwg

gegen die ungeheuere Papierverteuerung erscheint unsere Zei¬
tung , nach dem Beschlutz der badisch -pfälzischen Zeitungsver¬
leger heute als Rotzeitung i» zweiseitiger Ausgabe .

Amtlicher Teil .
Kutterversteigerungen .

** Wegen des sprungshaften Steigens der Butterpreise und
der dadurch bedingten stetigen Erhöhung der Milchpreise und
Verringerung der Milchzufuhr in den Städten hat der
Reichsmini ft er für Ernährung und Land¬
wirtschaft eine Verordnung erlassen, nach welcher öffent¬
liche Versteigerungen von Butter und sonstigen
Milcherzeugnissen , die erfahrungsgemäß preissteigerndwirken, nur mit seiner Genehmigung abgehalten
werden dürfen .

Die Parteiführer zu den Maß¬
nahmen der had . Negierung .

Am Mittwoch vormittag berief Finanzminister Köhler
die Führer der im Landtag vertretenen Parteien zusammen ,
um ihnen von den Kreditgewährungen an die Städte , die Ge¬
nossenschaften , die Presse, die Kirchen und sonstigen Körper¬
schaften Mitteilung zu machen und ihre Zustimmung wie ihre
Ansicht einzuholen. Zugleich gab er ihnen Kenntnis von den
Maßnahmen , welch« die Regierung auf dem wirtschaftlichen
und dem Verwaltungsgebiete zu treffen beäbsichtigt, um die
hohen Ausgaben des Staates mit seinen Einnahmen in Ein¬
klang bringen zu können. — In längeren Darlegungen be¬
richtete der Finanzminister Wer das Folgende :

1 . Winterversorgung der Bevölkerung mit
Lebens mittel .n . Den drei großen landwutschaftlichen
Organisationen : dem Badischen Bauernverein , Perband
der landwirtschaftlichen Genossenschaften und der Zentrale der
landw. Lagerhäuser wird zusammen ein Kredit von ungefähr
300 Millionen Mark eröffnet . Die größeren badischen Städte¬
verwaltungen erhalten einen solchen von etwa 200 Millionen
Mark . Diese Maßnahme ermöglicht die sofortige Erfassung
der badischen Kartoffelernte und eines großen Teils des
Obstes unter Ausschaltung jeden Zwischenhandels und die
Sicherstellung der Versorgung der bad. Landwirtschaft mit
Saatgut und Düngemitteln . Sie gibt die Möglichkeit der
Anlegung von Lebensmittelnotreserpen für die größeren ba¬
dischen Städte .

2. D i e Presse . Den badischen Mitgliedern des Verleger¬
vereins wird ein Kredit von 50 Millionen Mark zum «Einkauf
von Zeitungspapier zur Verfügung gestellt, damit das Zei¬
tungswesen in Baden vor dem Zusammenbruch bewahrt wird.
Mit dem Verlegerverein ist ein Darlehensvertrag abgeschlossen
worden. *

3 . Die Kirchen . Der katholischen und der evangelischen
Kirche wurden Vorschüsse in Höhe mehrerer Millionen gegen
eine entsprechende Verzinsung bis zum Zeitpunkt des Ein¬
gehens der Kirchensteuern gewährt , damit diese beiden Kirchen¬
gemeinschaften die Möglichkeit erhielten , die auf 1 . Oktober
d. I . fälligen Gehaltsbezüge der Geistlichen bezahlen zu kön¬
nen . Die derzeitige Unmöglichkeit der .Steuererhebung hat
die Kirchen zu dem Ersuchen an den Staat veranlaßt .

4. Die Kreise . Auf dem «Gebiet der Landarmeusürsorge
und der Kreisstratzenunterhaltung ist dringende Hilfe nötig.
In besonders schlimmer Lage befinden sich die Kreise Mosbach,
Billingen und Waldshut . Das Staatsministerium hat zur
Bestreitung dieser Bedürfnisse einen Vorschuß in der Höhe von
15 Millionen Mark gewährt .

5. Landwirtschaftskammer . Bis zum Eingang
der erhöhten Beiträge (Umlagen ) bedarf die Landwirtschafts¬
kammer neuer Betriebsmittel . Es wurde hier ein Vorschuß
von 4 Millionen Mark gewährt und außerdem der Staatszu -

.schuß zur Bestreitung der erhöhten Aufwendungen um 1 Mil¬
lion Mark erhöht.

6. Die Nebenbahnen . Dem Kreise Karlsruhe ist zur
Vollendung der notwendigsten Jnstandsetzungsarbeiten , darun¬
ter der Elektrisierung der in seiner Verwaltung befindlichen
Bahnen ein Darlehen von 8 Millionen lvtark bewilligt wor¬
den .

7. Beamtenfürsorge . Zur Ermöglichung der Ein¬
deckung von Wintcrvorräten der badischen Beamten ist der Ba¬
dischen Beamtengenossenschaftsbank ein Darlehen in Höhe von
8K Millionen Mail gewährt worden . Dieses ist durch die

monatlichen Rückzahlungen der Beamten bis zum 1 . Mai 1923
zu tilgen . Den Angestellten können unter bestimmten Bor -
aussetzungen Einzeldarlehen bis zu 6000 M . gewährt werden.

Maßnahmen in der Staatsverwaltung .
Hierzu teilte der Minister mit, daß sich die finanziellen Ein¬

schränkungen beziehen auf die persönlichen und sachlichen Aus¬
gaben in der allgemeinen Staatsverwaltung und in den Be¬
triebsverwaltungen sowie auf die Erhöhung der Einnahmen .

1 . Persönliche Ausgaben . Das Staatsministerium
hat beschlossen:

s ) bis auf weiteres neueBeamten st eilen nicht mehr
zu schaffen . Jegliche Änderung in den Aufrückungs- und
Beförderungsstellen von Beamten hat zu unterbleiben . —
Die Verwendung von Aushelsern muß eingeschränkt
werden.

d) Die Dien st stunden sind streng einzuhalten ; die ge¬
teilte Arbeitszeit ist unter allen Umständen beizubehalten .
Die vorhandenen Arbeitskräfte müssen voll ausgenützt
werden.

c) Die Annahme von Beamtenanwärtern darf in
der nächsten Zeit nur den allernotwendigsten Bedarf um¬
fassen .

ck) Versetzungen von Beamten sollen nur unter
ganz dringenden Umständen und bei ihrer Durchführbar¬
keit auch im Hinblick auf die Wohnungsverhältnisse aus¬
gesprochen werden.

e) Kurse oder Versammlungen von Beamten , für welche
Dienstreisekosten und andere Ausgaben in Betracht kom¬
men, haben möglichst zu unterbleiben .

2. Sachliche Ausgaben : Alle irgendwie verschiebbaren
Ausgaben sind bis auf weiteres auszusetzen. Es kommen
folgende Einschränkungen in Fragen .

Bauherstellungen . Die Ausgaben für Bauunter¬
nehmungen wie sie im außerordentlichen Etat vorgesehen
sind , müssen bis auf werteres eingeschränkt werden. An¬
gefangene Bauten sollen jedoch zunächst nicht eingestellt
werden, ebenso dürfen Bauausführungen , für welche eine
Verdingung schon durchgeführt ist, noch in Angriff ge¬
nommen werden. Me anderen Bauten jedoch müssen bis
auf weiteres zurückgestellt werden. Ausnahmen dürfen
nur mit Zustimmung des Finanzministeriums oder wenn
die Verhütung von Gefahren oder größeren Schäden rn
Betracht kommen , zugelassen werden. Neubauten für
Zwecke der Hochschulen, die aus gestifteten Mitteln be¬
stritten werden sollen , dürfen nur dann in Angriff ge¬
nommen werden, wenn staatliche Mittel zur Fertigstel -

. Inng eines solchen Baues nicht benötigt werden . Die
Ausgabe für Denkmalspflege, kirchliche und weltliche,
sind einzuschränken, ebenso die staatlichen Ausgaben für
Museen, Galerien und Sammlungen .

3 . Betriebsverwaltungen . Deren Einnahmen sind
den ständigen Ausgaben anzupassen und zu erhöhen. Dies gilt
hauptsächlich für die Verpflegungssätze für Beamte und für
Kranke in staatlichen Krankenanstalten und in Heil - und
Pslegeanstalten . Ebenso sind die Preise der Bäder bei den
staatlichen Badeanstalten zu erhöhen. Bei den landwirtschaft¬
lichen Schulen ist auf eine größere Ertragssteigerung hinzu¬
wirken.

Die D o m ä n e n b e r w a l t u n g führt eine Neufestsetzung
der Pachtzinsen mit Rückwirkung vom Jahre 1921 an durch.
Die Leistung des Pächters wird dabei nicht mehr in Geld,
sondern in Weizen festgesetzt.

Die Verwertung deS Holzes aus den staatlich« ! Waldun¬
gen ist rationeller zu betreiben . Die Zahlungsbedingungen
find zu verschärfen.

4 . Weitere Einnahme st eigerung . Eine Er¬
höhung der Sätze für die Steuer von Grundvermögen
und vom Gewerbebetrieb und zwar vom 1. April 1922
an ist in Aussicht genommen. Der Steuerfuß für Waldun¬
gen soll dabei «ms die gleiche Höhe wie für klassifizierte
Grundstücke gebracht werden. — Ferner ist eine Erhöhung der
Fleisch st euer vorgesehen , denn sie steht in keinem Ver¬
hältnis mehr zu dem tatsächlichen Aufwand für die Steuer¬
erhebung. Auf den Fleischprei? wirkt sie kaum merklich ein,
deswegen ist eine Erhöhung der Sätze etwa um das zehnfache,
sowie eine Heranziehung -er Schweine und der Kälber zu der
Fleischsteuer erforderlich.

Auch die Hundstaxe ist zu erhöhen. Ein Höchstbetrag
von etwa 1000 M. für einen Huno kommt in Frage . Davon
würde auf die Staatskasse 350 M . und auf die Gemeinden
750 M . entfallen .

Weiter scheint eine Erhöhung der Sporteln und
Taxen geboten. Die Gebührensätze sind dem jeweiligen
Gelüwert anzupassen. Ähnliches gilt von den Justizgefäl¬

len . Weiter ist eine Erhöhung der BeförfterungS -
st e u e r in Aussicht genmumen.

*
Nach dieser Übersicht über die derzeitige wirtschaftliche und

finanzielle Lage des badischen Staates setzte die Au » ,
spräche ein ; an ihr beteiligten sich die sämtli .hen Parteien
durch ihre Vertreter . Den Maßnahmen der Regierung des Fi-
nanzministeriumS wurde ausnahmslos zagestimmr und die
Einzelheiten der Dürlegungen des Finanzministers vom
Standpunkt der einzelnen Parteien aus besprochen . Die Per -
kreier der finanzierten Körperschaften dankten zugleich dem
Minister für die gewährte Unterstützung. Nur der k o m -
m u n i st i s ch e Vertreter beantragte die Einberufung einer
Konferenz der badischen Betriebsräte , um »nt die-
sen die geplanten Maßnahmen zur Milderung der LebenSmit-
telnot zu besprechen. Dieser Vorschlag wurde jedoch von de»anderen Parteien abgelehnt.

Der Landtagspräsident W i t t e m a n n dankte noch dem Fi¬
nanzminister für die gegebene Aufklärung und teilte mit, daßder Landständrsche Ausschuß des Landtags auf 19 . O k t o b « r
einberufen werde.

politische Neuigkeiten.
- Die Einberufung des Reichstags .
Wie der Vorwärts mitteilt , ist die Absicht, den Reichstag erstAnfang November einzuberufen, fallen gelassen worden, daüber den Umlagegetreidepreis eine baldige Entscheidung durchdas Parlament notwendig sst. Es bleibt also bei der geplan¬ten Einberufung des Reichstags zum 17. Oktober . Der Reichs,tag wird sich außer über die Vorlage über den Umlagepreismit dem Gesetz zum Schutze der Kleinrentner und die Fest»setzung des Termins für die Wahl des Reichspräsidenten be¬schäftigen.

Lur Neuwabl des Reichspräsidenten .
In der Reichskanzlei versammelten sich gestern mittag ' dieFührer der Koalttionsparteien zu einer Besprechung mit Vize¬kanzler Bauer , der den abwesenden Reichskanzler vertritt . ImAnschluß daran fand eine Besprechung des Vizekanzlers mitden Vertretern der Deutschen Bolkspartei und der Deutsch,nationalen statt . Die Aussprache galt in der Hauptsache der

Frage der Neuwahl des Reichspräsidenten, die nunmehr in
absehbarer Zeit durchgeführt werden soll. Als Vertreter der
Sozialdemokraten wohnten Wels, Hermann , Müller , Levi und
Crispien der Konferenz bei ; die Demokraten waren DurchErkelenz und das Zentrum durch Spahn und Marx vertreten .An der späteren Besprechung nahmen Kempkes und Brünning .
haus , von der Deutschen Volkspartei sowie Hergt von den
Deutschnationalen teil.

Reichswehr und Regimentskeiern.
Das Reichswehrministerium hat die Teilnahme der Reichs¬

wehr an Erinnerungsfeiern , die verschiedene Regimenter An¬
fang Oktober veranstalten , verboten. Damit ist auch den ver.
abschiedeten Offizieren verboten, in Uniform an diesen Feiern
teilzunehmen . Bisher wurde in Bayern sowohl die dienstliche
Teilnahme , deren Genehmigung dem Reichswehrministerium
Vorbehalten ist, als auch die freiwillige Teilnahme der Reichs¬
wehr, die der Landeskornmandant genehmigen kann, aus¬
nahmslos gestattet . Die deutschnationale München-Augsbur¬
ger Abendzeitung wendet sich gegen das Verbot des Reichs¬
wehrministeriums mit der Behauptung, daß es eine krasse
Verletzung des landsmannschaftlichen Charakters deS bayeri¬
schen Teiles der Reichswehr bedeutet.

Mieitere Erhöhung des Leitungspapier -
preises .

Das Reichswirtschaftsministerium setzt durch eine in den
nächsten Tagen im Reichsgesetzblatt veröffentlichte Verord¬
nung den Höchstpreis für Holzstoff mit Wirkung vom 1 . Okto¬
ber neu fest . Ter Höchstpreis wird für 100 Kilo Fichtenkolz-
schliff lufttrocken ab Bahnstation des Erzeugers 4000 M. be¬
tragen . Für Feinschliff, Dampfschliff und gebleichten Holz¬
schliff läßt die Verordnung einen Zuschlag bis 5 Prozent zu.
Der Preis des für die Herstellung von Zeitungsdruckpapier
benötigten Zellstoffs (ist von 67,65 M. auf 76 M. und der des
Zeitungsdruckpapiers von 68,50 auf 83 M. für das Kilo erhöht
«worden . Die Erhöhung der Preise sei gerechtfertigt durch die
Steigerung der Frachten, sowie durch die Erhöhung der übri¬
gen Produktionskosten . (Der Friedenspreis des Zeitungsdruck¬
papiers betrug zwanzig Pfennig !)

Internationale Kundgebung kür den
Frieden.

Die internationale Gewerkschaftsvereinigung veröffentlicht
eine Mitteilung , wonach sie der Gewerkschaftszrntrale» der Ver¬
schiedene Länder mit insgesamt 2ü Millionen Mitgliedern an -
geschlossen sind, den , Vorschlag macht , vom 10 . bis 15. Dezember
einen Weltkongreß für den Frieden einzubevufen. Die Ber -
einigung hat beschlossen, diesem Kongreß den Charakter einerinternationalen Kundgebung für den Frieden zu geben.



Der Drozess gegen die IKZibenaumörder -
Ernst Werner Lech,« — Mnkdplan de» OberfrkuilbaaerS Stnbearanch — S* 8 «nt» fftt „irattoMl»

Zwecke" — ftttn »ad Fischers Schießübungen —. Rathenau „Parteigäuger de» B»lsche» tsm«S" — Kamille
Tech»« Hüb Rathen«

Der große Sitzungssaal de» Reichsgerichts, in dem sich vor
he« Etaaägerichtshöf da» forenfische Nachspiel des Mordes
an Rathnau abwickelt , ist laut „Frkst . Ztg .

" am zweiten Wer»
handlungstage lange nicht so überfüllt wie am ersten Tage.Das mag wohl daran liegen, daß der erste Verhandlungstag
jede Erwartung einer Sensation gründlich entäuscht hat und
un großen und ganzen recht monoton verlaufen ist.

Für den zweiten Verhandlungstag sind außer zwei Sach¬
verständigen sechs Zeugen geladen, unter ihnen dar ChauffeurRatbenaus und der Unterprimaner Stubenrauch , der als Ur¬
heber eines Mordplanes gegen Rathenau genannt worden ist,ohne daß bisher feststeht , inwieweit sein Vorhaben mit dem
ausgeführten Anschlag in Zusammenhang steht . Die heutige
Verhandlung beginnt mit der Verneinung des

Hauptangeklagte « Ernst Werner Techow .
Sie füllt den ganzen Vormittag aus . Der Angeklagte ver»
weigert zunächst die Auskunft auf die Frage des Vorsitzenden,wie er zum Eintritt in die Organisation C gekommen sei und
von wem die Aufwandsentschädigungen gezahlt wurden , die
er für die .m Auftrag der Organisation gemachten Reisen er¬
halten hat. Dann schildert er in fließender Rede, manchmal
schwer verständlich und offensichtlich ohne jede innere Erregungdie Borgeschichte des Attentats . Nach seiner Darstellung hater zum ersten Mal von einem Anschlag auf Rathenau gehört,als ihm sein „kleiner Bruder "

, der Mitangeklagte, jetzt 18j -ih¬
rige Hans Gerd Techow erzählte , er habe von Günther erfah¬ren, daß der Obersekundamer Stubenrauch einen solchen Mord¬
plan gefaßt habe. Der Angeklagte will davon abgeraten habenund zwar hauptsächlich wegen der außenpolitischen Folgen.Es kam dann infolge einer telephonischen Aufforderung Kerns
zu einer Zusammenkunft mit diesem und Fischer , wobei Kern
den Wunsch äußerte , mit Günther und Stubenrauch bekannt¬
gemacht zu werden. Techow will diesen Wunsch dahin gedeutet
haben, daß Kern und Fischer die Absicht gehabt hätten , das
Attentat zu verhindern . In der Unterredung sagte Kern, der
der führende Teil war , daß aus Dresden ein Auto erwartet
werde, mit dem „nationalpolitische Zwecke" erfüllt werden soll¬ten . Daß diese Autoibeschaffunq mit dem Mordanschlag auf
Rathenau im Zusammenhang stehe, will der Angeklagte nicht
angenommen haben. Als passionierter Autofahrer habe er sicherboten, das Auto zu holen und er habe auch den Auftrag dazuam nächsten Tage erhalten . Techow schildert nun in breite-
Stx Ausführlichkeit, wie er in Dresden mit dem jetzt flüchtigenrand und dem Mitangeklagten Steinbeck zusammentraf und
mit ihnen nach Freiberg in Sachsen fuhr und von dort dasAuto des Fritz Küchenmeister nach Berlin brachte . Des wei¬
teren schildert er seine verschiedenen Zusammenkünfte mit
Kern und Fischer und die bekannte Fahrt nach Wannsee und
Nikolassee, wo Kern und Fischer während eines Aufenthaltes ,der durch eine Panne verursacht war, im Wagen Schießübun¬
gen vorgenommen haben. Von diesen will der Angeklagtenichts wissen, er gibt aber zu, daß er „ Geräusche" gehört habe.Bei allen Zusammenkünften , — an einigen hat auch Tillessen,
teilgenommen — soll niemals von der Ermordung Rathenaus
gesprochen worden sein. Bezüglich einer Zusammenkunft im
Tucherbräu beim Bahnhof Fricdrichstraße schränkt der Ange¬
klagte diese Allssage dahin ein, daß er es nicht wiffe, da er
erst nachträglich dazugekommen sei . Er habe sich bei den Fahr¬ten lediglich noch den Befehlen Kerns gerichtet und an- etwas
wie eine geplante Gefangenenbesreiung gedacht .

Bors. : Sie haben Kern also als Ihren Vorgesetztenbetrachtet.
Angekl . : Ja ! Was Kern anordnete , mutzte ausgeführt werd 'n,da gabs keinen Widerspruch. Der Angeklagtehat das Auto auch
auf der Fahrt nach Schwerin geführt , wo die Maschinenpistzjegeholt wurde, mit der Ratheneau erschoffeu wurde . Er will
aber von der Waffe nichts gesehen haben. Erst am Tage vor
der Fahrt habe er die Maschinenpistole zu Gesicht bekommen
und Kern nach ihrem Zweck befragt . Kern habe darauf wegeneiner anwesenden Aufwärteritt ihm ein Zeichen gemacht, still¬
zuschweigen . Bors. : Was dachten Sie sich denn dabei ? Angekl . :

Kern hatte zu mir über sein« politischen Ansichten gesprochen ,daß er eine nationalgerichtete Regierung wolle und daß dazudie Ausführung eines inneren Krieges durch die Provozierungvon Linksaufständen nötig sei, da auf gesetzlichem Wege eine
solche Regierung nicht zu erreichen sei . Vors. : Sie haben alsogewußt , daß es sich um ein Attentat handelte ? Der Angeklagte
schweigt . — Bei einer späteren Zusammenkunft hat Kern den
Angeklagten gefragt , ob es möglich sei, ein Auto zu überholen,was Techow beruhte. Aus Techows Frage was die Frage Kernsbedeute, habe Kern von einem Überfall gesprochen , bei dem
möglicherweise geschaffen werden müsse . Techow hat daraufKern fünf brs sechs Stellen in Berlin bezeichnet , an denen soetwas ausführbar sei. Kern erklärte dann , Techow sei nun¬mehr soweit in sein Vorhaben eingeweiht, daß er sich ihmbedingungslos zur Verfügung stellen müsse . Bors. : WußtenSie jetzt, das es sich um Rathenau handelte ? Angekl . : Rein !— Oberreichsauwalt Dr . Ebermayer : In der Voruntersuch¬
ung hat der Angeklagte zugegeben, daß er darüber unterrichtetWar . Jetzt sucht er es so hinzustellen, als ob es sich um tl-eo-
retische Erörterungen gehandelt habe . Der Angeklagte gibt zu,daß er unnmehr von Kern in Kenntnis gesetzt worden sei, daß

Rathenau ermordet werde» solle.
Kern habe das damit begründet , daß Rathenau seinen Mini¬
stersessel durch ein 24stündiges- Ultimatum an den Reichspräsi¬denten erzwungen habe und ein Parteigänger des Bolsch -wis-
mus sei . Rathenau sei mit einer Schwester Radeks verhe-ratetund habe die Industrie dem jüdischen Kapital in die Hände
spielen wollen auf dieselbe Weise wie in Rußland , wo mandie Unternehmmtgen « st nationalisierte und sie dann (nachihrem Zusammenbruch) für jüdisches Kapital wieder sanierte .Diesem Zweck habe auch der Rapallovertrag gedientr-

Jm Verlaufe der weiteren Vernehmung düs Hauptangeklag¬ten Ernst Werner Techow gibt auf die Frage des Vorsitzendender Angeklagte zu, daß der Rapallovertrag für Deutschlandgünstig war , er habe aber insofern geschadet , als die Ententeein Geheimabkommen dahinter vermutete . Vors. : TrotzdemSie den Rapallovertrag gut fanden , haben Sie sich also zurMitwirkung an dem Attentat bereit gefunden . Angekl . : Ich
mutzte , weil ich mich durch Handschlag dazu verpflichtet hatte .
Vors . : Hielten Sie denn die Ermordung RathenauS für wün¬
schenswert? Angekl . : Rein . Bors. : Wie kamen Sie denn da¬
zu ? Angekl . : Unter dem Einfluß KernS, der mir die Handhinhielt , und mich so in Pflicht nahm . Vors. : Sie hielten alsoein solches Ehrenwort für wichtiger , als die Unterlassung einer
solchen schweren Tat . Der Angeklagte schweigt . VerteidigerJustizrat Hahn : Hatten Sie den Eindruck, daß Kern seineeigene Meinung aussprach, als er die Ermordung Rathenaus
begründete oder daß er als Werkzeug von Kreisen handelt«,die hinter ihm standen ? Angekl . : Kern handelte offenbar aus
eigener Initiative und ich war gegen das Attentat , weil ich
fürchtete, daß die rechtsstehenden Kreise nicht darauf vorbereitet
sein würden , die Folgen des Attentats im Sinne eines Um¬
sturzes auszunutzen . — Durch eine Zwischenfrage der Vertei¬
digung wird dann festgestellt , daß zwischen der Familie Techowund Rathenau iahrelange Beziehungen bestanden haben, da
der Vater Techows gemeinsaui init Rathenau im Aussichtsratder A . E . G . saß . Vors. : Sie mußten also doch wissen, daßRathenau nicht mit einer Schwester Radeks verheiratet war .
Angekl, : Es soll aber doch der Fall gewesen sein.

(Das Verhör wendet sich dann den Ereignissen des Mord¬
tages zn , worüber wir in der nmhsten Nummer weiterberichtenwerden . D . Red .) *

Wie die „ Neue Berliner Mittagszeitung " aus Leipzig mel¬
det, erließ in der Mordsache Nathenau der Untersuchungsrich¬ter des Staatsgerichtshofes gegen den in Kiel geborenen Gün¬
ther Brandt einen Steckbrief und setzte auf die Ergreifung eine
Belohnung von einer Million Mark aus .

Radiscke Übersicht.
Badiscbe Sparsamkeit .

Alls dem Ministerium des Innern wird uns geschrieben ?
Die Telegraphen -Union verbreitete eine Meldung, wonach

aus Sparsamkeitsgründen die Frage erörtert würde, das Lan-
desgewerbeamt als selbständige Körperschaft nicht mehr weiter¬
bestehen zu lassen . Diese Frage werde durch das bevorstehende
Ausscheiden des Oberregierungsrats Dr . Cron akut, welcher ,
da er 65 Jahre alt sei, bald in den Ruhestand trete . Um in
de» Kreisen der Handwerkerverbände eine unnötige Unruhe
zu vermeiden, sei hiermit ausdrücklich betont, daß bei den für
die Behandlung dieser Angelegenheit allein maßgebenden Re¬
gierungsstellen von einer Erwägung dieser Art bis jetzt nichts
bekannt ist. Die Ausgaben des Landesgewerbeamts anders als
bisher erledigen zu wollen, hieße die Interessen der Gewerbe¬
förderung in schwerster Weise schädigen . Allein schon aus die¬
se» Gründen kann von einem Abbau des Landesgewerbeamts
nicht gesprochen werden ; die gegenteilige Auffaffung hat sehr
»iel mehr Durchschlagskraft.

Leichtfertigkeit ?
Die „Süddeutsche Zeitung " befaßt sich in ihrer Rr . 414 vom

67. September d . I . mit der Stellung und der Person des ba¬
rschen „Landespräsidenten"

. Sie wirft dabei die Frage auf ,
»b das Amt eines „Landespräsidenten " nötig und zweckmäßig
sei, empfiehlt unter Hinweis auf Bayern , die finanzielle Seite
zu bedenken , und behauptet , diese Seite werde in der Bevöl¬
kerung recht lebhaft und mitunter recht drastisch besprochen .
Alm Schluffe macht sie die recht kluge Bemerkung , ein Minister¬
präsident könne ebenso gut repräsentieren wie. ein Landesprä -
sidcnt, worüber doch wohl ein Zweifel nicht bestehen könne;
das beste Beispiel sei auch hier wieder Bayern .

Ties « Ausführungen sind leichtfertig; sie find auch kaum
aus guter Absicht entstanden, da sie « ine vollständig« Unkennt¬
nis unserer badischen verfassungsrechtlichen Verhältniffe ver¬
raten . Rach tz 5L der Verfassung ernennt der Landtag alb-
jährlich aus den Ministerien den Präsidenten , der die Amtsbe¬
zeichnung „Staatspräsident " führt , Der badische Staatspräsi¬
dent ist demnach gerade wie in Bayern „Ministerpräsident ".
Er bezieht auch, mit Ausnahme eines , um 1000E M^ chöherey

v ! > .

Grundgehaltes und eines um 16066 M . höheren Aufwen¬
dungsgeldes — so wird es auch in Bayern sein — keine höhe¬
ren Bezüge, wie er sie in seiner Eigenschaft als Minister zu
beanspruchen hat . Diese geringe finunzielle Besserstellung
kan»>, wenn man bei der Wahrheit bleibt , in der Bevölkerung
kaum „ recht lebhaft und mitunter recht drastisch " besprochen
werden . Es repräsentiert also in Baden ebenso wie in Bayern
der Ministerpräsident , der eben bei uns die Amtsbezeichnung
„Staatspräsident " führt .

IKursnotiernngen und Milchpreis .
Fast die gesamte Preffe meldet jeden Tag an auffallender

Stelle und in gesperrtem Fettdruck den Kursstand des Dollars .
Diese dauernden Hinweise auf die Markentwertung haben nun
auch in landwirtschaftlichen und kleingewerbliche» Kreisen eine
Beachtung gesunden , die der allgemeinen Volkswöhlfochrt kei¬
neswegs mehr zuträglich ist. Im Kemptener Börsengebiet
richtet sich der Preis für die Milch nicht mehr nach den Ge¬
stehungskosten, sondern nach dem zweiten Produkt derselben,
Butter und Käse. Bei der sinkenden Markwährung werden
die Käsepreise stürmisch in die Hlche getrieben , so daß die
Berechnung des Milchpreises keineswegs mehr nach den Ge¬
stehungskosten zustande kommt . Dir niederen Milchpreise des
bayerischen Allgäu gehören infolgdessen der Vergangenheit an,
weshalb die bayerische Regierung den Versuch macht , die Aus¬
fuhr von Käse und Biltter über die Landesgrenze wieder ab-
zudrosseln.

Die „ Frankfurter Zeitung " hat erfteulicherweise seit län-
gerer Zeit schon auf di« besondere Hervorhebung des täglichen
Dvllarkurses Verzicht geleistet; sie verweist die Interessenten
einfach aus den Hände Itzteil. Dieses Brrfahren sollte auch sonst
von der Preffe eingeschlagen werden, denn auch im badischen
Land finden die Meldungen über den Dollarkurs , eine geradezu
übertriebene Beachtung. Dollarkurs und sogenannter Wieder-
beschaffungspreis finden auch in den Kreisen große Beachtung,
die imstande sind , ihren Viehstand mit eigens erzeugtem Fut¬
ter das ganze Jahr über durchzuhalten. Für die Preisentwick-
fting führt das geradezu zu einem stürmischen Austrieb .

Die Gption kür Deutschland u . Dänemark.
Diejenigen Personen aus dem an Dänemark abgetretenen

Gebiet Rordschleswigs, die sich ihre deutsche Staatsangehörig¬
keit. erkalten wollen, müssen eine entsprechend« Erklärung vor' i ‘ ;.

' ' ■ - '■ '

einer deutschen Behörde fOptionserilätüngs abgeben. Fürhie Entgegennahme einer solchen Erklärung ist in Beiden je?
weiks das Bezirksamt zuständig, in dessen Bezirk der Optie -« nde gegenwärtig feiner, Wohnsitz bat . Alle AmtShandlun-
gsn im Optionsverfahren sind gebührenfrei . Wer für Deutschekand optiert hat, erhält von seiner zuständigen Heimatsbehörde

-ein« Bescheinigung über die erfolgte Option , beziehungsweiseeinen Staatsangehörigkeitsausweis . Da die Opiivusfrist End.dieses Jahres abläuft , ist es dringend geboten, bie Option»»erklär » ug umgehend vorzunehmen.

Lisenbabnverkebr .
In der Nacht dom 7./8 . Oktober wird in Frau . . . und st»

besetzten linksrheinischen Gebiet die westeuropäischr Sommer¬
zeit aufgehoben. Im Zusammenhang hiermit treten am 8.Oktober auf den Übergangsstrecken zwischen Baden und Elsaß -
Lothringen , zum Teil auch im Verkehr mit der Pfalz und im
inneren Verkehr Fahrplanänderunge « in Kraft , die aus dem
Neudruck des Aushaugsfahrplaus und des Kursbuchs ersichtlich
sind .

Beerdigung von Gewerberat IMederbubl.
Di« Beerdigung des Präsidenten des Landesverbandes der

Badischen Gewerbe- und Handwerkervereinigungen Gewerberat
Niederbühl fand gestern nachmittag auf dem Rastalter Fried¬
hof statt . Unter den zu der Beisetzung Erschieneneii bemerkte
man u . a. die Minister Remmele» Trunk und Köhler, Land¬
tagspräsident Witteman » und zahlreiche Vevtreter von Kör¬
perschaften und Vereinen . Nachdem Stadtpsarrer Layer im
Trauerhaus die Leiche eingesegnet hatte, begab sich der große
Trauerzua nach dom Friedhof, wo in der Familiengruft Ge¬
werberat Niederbühl seine letzte Ruhestätte fand . Nachdem der
Geistliche die kirchlichen Zeremonien vorgenommen hatte,wurde in zahlreichen Ansprachen der Verdienste Niederbühls
nochmals in herzlichen und warmen Worten gedacht .Der 2. Präsident des Landesverbandes der badischen Ge»
>verbe- und Handwerkervereinigungen , Tapeziermeister Bur -kard-Heidelberg entwarf in knappen Zügen ein Lebensbild des
Verstorbenen und schilderte seine außerordentlichen Verdienste.Es sprachen weiter Generalsekretär Martin im Namen der An¬
gestellten und Beamten des Landesverbandes , Landtagspräsi¬dent Wittemann für den Landtag , Präsident Mg . Dr . Glöck¬ner für die Deutsche Demokratische Partei und die demokra¬
tische Londtagsftaktton , Geh. Oberregierungsrat Cron für das
badische Landesgewerbeamt und Bürgermeister Renner für dieStadt Rastatt , der Niederbühls 26jährige Tätigkeit i.n den städ¬
tischen Körperschaften hervorhob und betonte, daß der Ver¬
storbene den Namen Rastatt weit über die badischen Landes¬
grenzen getragen habe. Im folgenden sprachen noch ReichS-
tagsabg . Jsenmann -Bruchsal und Bäckermeister Dennig -KarlS-
ruhe .

Ilrurze Nachrichten aus Baden .
DZ . Tauberbischofsheim, 4 . Okt. Obst, und Kartoffelernte

sind vorzüglich geraten und alle Hände sind beschäftigt sie un¬ter Dach und Fach zu bringen . Die Kartoffeln sind nicht nur
sehr gut geraten, sondern sie werden auch im allgemeinen in
einer solchen Größe angeliefert , daß man sie schon mehr als
Dickrüben bezeichnen konnte. Auch ist erfreulich, daß die bis¬
her angelieferten Kartoffeln fast keinen Fäulnisansatz zeigen.Die Erzeugerpreise stellen sich auf 366 M.

DZ . Ettlingen , 4 . Okt. Die Weinlese hat in den hiesigen
Weinbergen begonnen. Die Quantität ist gut , während die
Qualität infolge der andauerno kühlen Witterung weit hinterder vorjährigen zurückbleibt . Die Weine wogen durchschnitt»
lich 50—65 Grad nach Öchsle .

Aus der Landeshauptstadt .
* Die Hoechn -Klavierabende im Eintrachtsaal vom 4., 6 . und

8 . Oktober werde» wir zusaminenfassend kritisieren - lassen.
(D . Red.) .

* Danksagung auS dem Westrichgau. Dem Verkehrsverein
sind in den letzten Tagen eine Reihe von Zuschriften zuge-
gangen , in denen der Stadt Karlsruhe , dem Verkehrsverein ,dem Pfälzerwaldverein , Ortsgruppe Karlsruhe , u . anderen be¬
teiligten Organisationen herzlicher Dank für die festliche Auf¬
nahme in Karlsruhe ausgesprochenn wird. Wir greifen von
diesen Dokumenten hier eine Zuschrift des Gauleiters des
Westrichgaues des Pfälzerwaldvereins heraus ; sie hat folgen¬den Wortlaut : „Die schönen erhebenden Stunden , welche wir
Saarländer gelegentlich des „Alemannisch-pfälzischen Sonn¬
tags " in ihrem schönen Karlsruhe verleben durften , sind vor¬über . Der glänzende Verlauf der ganzen Veranstaltung so¬wie die überaus herzliche Aufnahme, welche wir Saarländer
bei Ihnen gefundeit haben, bewiesen auf das Deutlichste, daßman jenseits des Rheines unsere engere Heimat , das Saar¬
gebiet, nrcht vergessen hat . Meine verschiedenen Erklärungenwerben Ihnen ebnfnlls bewiesen haben, daß wir Saarlärider
uns nach wir vor stets als Angehörige unseres gesamten
großen , wenn auch zurzeit armen deutschen Vaterlandes füh¬len . Nehmen Sie nochmaks unser aller herzlichsten Dank fürdie überaus schöne Aufnahme entgegen, welche wir bei Ihnen
gefunden haben.

"

Staatsanzeiger .
Bekanntmachung.

Der Stadt Mannheim ist durch Entschließung vom Heutige»
im Einvernehmen mit den Ministerien der Justiz und der Fi¬
nanzen die Genehmigung zur Ausgabe von zu 6 % verzins¬
lichen Schuldverschreibungen aus den Inhaber im Nennwert
von 120 Millionen Mark, sowie zur Ausgabe der zugehörigen
Zinsscheine erteilt worden.

Karlsruhe , den 4 . Oktober 1822 .
Ministerium drS Innern .
Der Ministerialdirektor :

A . A. Ko h I m a i e r . Wacht.

Schlaftvagrnverkehr.
Mit Gültigkeit vom 26. Oktober d. I . werden a » Stelle lje»

bestehenden Sätze folgende Bettkartenpreise eingejübri :
1 . Klasse 1200 M ., Vormertgebühr 120 M.
2. Klaffe 600 M . , Vormerkgebühr 60 M.
3 . Klaffe 360 M ., Bormerkgebühr 36 M.

Me Mitrotza-Bettpreise werden ebenfalls entsprechend
höht. _

Badisches Landestheater.
Freitag , 6. Oktober . 7 b . g. 10 Uhr . 180 Mk,
Abonn . A 3. Th - Gem - B .V .B . Nt . 2101 - 2300.

Othello .
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